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3949/A XXVII. GP - Textgegenüberstellung zum Initiativantrag 
der Abgeordneten Karlheinz Kopf, Mag. Dr. Jakob Schwarz, BA,  

Kolleginnen und Kollegen 
 

 
Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 28.02.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 28.02.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 Bundesgesetz, mit dem das 
Einkommensteuergesetz 1988 geändert wird 

 

 Der Nationalrat hat beschlossen:  

Link zur tagesaktuellen RIS-Fassung 

(dort kann auch nach Fassungen mit anderen Stichtagen 
gesucht werden) 

Hinweis der ParlDion: Im Eingang soll gemäß den 
legistischen Richtlinien (leg. RL) neben dem Kurztitel 
auch eine allfällige Abkürzung verwendet werden, daher 
müsste es im Eingang richtig heißen: 

Das Einkommensteuergesetz 1988 – EStG 1988, … 
wird wie folgt geändert: 

Eine solche Änderung ist nur mittels eines 
Abänderungsantrages möglich. 

Das Einkommensteuergesetz 1988, BGBl. 
Nr. 400/1988, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 200/2023, wird wie folgt geändert: 

 

 1. § 28 Abs. 3 Z 2 lautet:  

(3) Folgende Aufwendungen, soweit sie 
Herstellungsaufwand darstellen, sind über Antrag 
gleichmäßig auf fünfzehn Jahre verteilt abzusetzen: 

 (3) Folgende Aufwendungen, soweit sie 
Herstellungsaufwand darstellen, sind über Antrag 
gleichmäßig auf fünfzehn Jahre verteilt abzusetzen: 

 1. …   1. … 
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https://www.ris.bka.gv.at/GeltendeFassung.wxe?Abfrage=Bundesnormen&Gesetzesnummer=10004570
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
mit Stichtag 28.02.2024 

 
 

Änderungen laut Antrag vom 28.02.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 

Einfügungen in Fett und rot) 

 2. Aufwendungen für Sanierungsmaßnahmen, 
wenn die Zusage für eine Förderung nach dem 
Wohnhaussanierungsgesetz, dem 
Startwohnungsgesetz oder den 
landesgesetzlichen Vorschriften über die 
Förderung der Wohnhaussanierung vorliegt. 

 „2. Aufwendungen für Sanierungsmaßnahmen, für 
die 

 – eine Zusage für eine Förderung nach dem 
Wohnhaussanierungsgesetz, dem 
Startwohnungsgesetz oder den 
landesgesetzlichen Vorschriften über die 
Förderung der Wohnhaussanierung vorliegt 
oder für die 

 – eine Förderung des Bundes gemäß dem 
3. Abschnitt des UFG ausbezahlt wird oder 
plausibilisiert wird, dass die inhaltlichen 
Voraussetzungen für die Zuerkennung einer 
Förderung vorliegen. Der Bundesminister für 
Finanzen wird im Einvernehmen mit der 
Bundesministerin für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und 
Technologie ermächtigt, die Kriterien für 
diese Plausibilisierung im Wege einer 
Verordnung näher festzulegen.“ 

 2. Aufwendungen für Sanierungsmaßnahmen, 
wennfür die 

 – eine Zusage für eine Förderung nach dem 
Wohnhaussanierungsgesetz, dem 
Startwohnungsgesetz oder den 
landesgesetzlichen Vorschriften über die 
Förderung der Wohnhaussanierung vorliegt. 
oder für die 

 – eine Förderung des Bundes gemäß dem 
3. Abschnitt des UFG ausbezahlt wird oder 
plausibilisiert wird, dass die inhaltlichen 
Voraussetzungen für die Zuerkennung 
einer Förderung vorliegen. Der 
Bundesminister für Finanzen wird im 
Einvernehmen mit der Bundesministerin 
für Klimaschutz, Umwelt, Energie, 
Mobilität, Innovation und Technologie 
ermächtigt, die Kriterien für diese 
Plausibilisierung im Wege einer 
Verordnung näher festzulegen. 

 3. …   3. … 

Werden zur Finanzierung dieses Herstellungsaufwandes 
erhöhte Zwangsmieten oder erhöhte Mieten, die auf 
ausdrücklich gesetzlich vorgesehenen Vereinbarungen 
beruhen, eingehoben, dann kann der 
Herstellungsaufwand gleichmäßig auch auf die Laufzeit 
der erhöhten Mieten, mindestens aber gleichmäßig auf 
zehn Jahre verteilt werden. Bei Übertragung des 
Gebäudes auf eine andere Person können restliche 
Teilbeträge ab dem der Übertragung folgenden 
Kalenderjahr vom Rechtsnachfolger nur fortgesetzt 
werden, wenn das Gebäude unentgeltlich erworben 
wurde. 

 Werden zur Finanzierung dieses Herstellungsaufwandes 
erhöhte Zwangsmieten oder erhöhte Mieten, die auf 
ausdrücklich gesetzlich vorgesehenen Vereinbarungen 
beruhen, eingehoben, dann kann der 
Herstellungsaufwand gleichmäßig auch auf die Laufzeit 
der erhöhten Mieten, mindestens aber gleichmäßig auf 
zehn Jahre verteilt werden. Bei Übertragung des 
Gebäudes auf eine andere Person können restliche 
Teilbeträge ab dem der Übertragung folgenden 
Kalenderjahr vom Rechtsnachfolger nur fortgesetzt 
werden, wenn das Gebäude unentgeltlich erworben 
wurde. 

Hinweis der ParlDion:  

Zum Stichtag der Einbringung (28.02.2024): 

1. § 124b enthält nur Ziffern bis inkl. Z 447. 

2. In § 124b werden folgende Z 450 bis 452 angefügt:  
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Geltende Fassung lt. BKA/RIS 

(Bundesrecht konsolidiert) 
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Änderungen laut Antrag vom 28.02.2024 

Eingearbeiteter Antrag 
(konsolidierte Fassung in Form eines 

Textvergleichs in Farbe: 
Streichungen durchgestrichen und blau sowie 
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2. Es wurde vom NR am 28.02.2024 beschlossen, dem 
§ 124b neue Ziffern 448 und 449 anzufügen. 

3. Das parlamentarische Verfahren dazu ist noch nicht 
abgeschlossen, der BR fehlt noch (s. dazu auch für Z 448 
Antrag 3815/A und für Z 449 Antrag 3824/A). 

Da es sich um eine noch nicht in Kraft getretene Fassung 
des § 124b handelt, wurde dieser Teil der TGÜ grün 
hinterlegt. 

  § 124b. 

 1. …   1. … 

  „450. § 28 Abs. 3 Z 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2024 ist 
erstmalig auf Aufwendungen anzuwenden, die 
nach dem 31. Dezember 2023 anfallen. 

 450. § 28 Abs. 3 Z 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2024 ist 
erstmalig auf Aufwendungen anzuwenden, 
die nach dem 31. Dezember 2023 anfallen. 

  451. Die Absetzung für Abnutzung beträgt für nach 
dem 31. Dezember 2023 und vor dem 
1. Jänner 2027 fertiggestellte Wohngebäude 
auch in den beiden der erstmaligen 
Berücksichtigung nachfolgenden Jahren 
höchstens das Dreifache des Prozentsatzes 
gemäß § 8 Abs. 1 oder § 16 Abs. 1 Z 8 lit. d. 
Dies gilt nur für Wohngebäude, die zumindest 
dem „Gebäudestandard Bronze“ nach dem auf 
der OIB-Richtlinie 6, OIB-330.6-026/19, 
basierenden „klimaaktiv Kriterienkatalog in der 
aktuellen Version 2020“ des 
Bundesministeriums für Klimaschutz, Umwelt, 
Energie, Mobilität, Innovation und Technologie 
entsprechen. § 7 Abs. 2 ist nicht anzuwenden. 

 451. Die Absetzung für Abnutzung beträgt für 
nach dem 31. Dezember 2023 und vor dem 
1. Jänner 2027 fertiggestellte Wohngebäude 
auch in den beiden der erstmaligen 
Berücksichtigung nachfolgenden Jahren 
höchstens das Dreifache des Prozentsatzes 
gemäß § 8 Abs. 1 oder § 16 Abs. 1 Z 8 lit. d. 
Dies gilt nur für Wohngebäude, die 
zumindest dem „Gebäudestandard Bronze“ 
nach dem auf der OIB-Richtlinie 6, 
OIB-330.6-026/19, basierenden „klimaaktiv 
Kriterienkatalog in der aktuellen 
Version 2020“ des Bundesministeriums für 
Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, 
Innovation und Technologie entsprechen. § 7 
Abs. 2 ist nicht anzuwenden. 

  452. Bei Gebäuden, soweit diese zu Wohnzwecken 
überlassen werden, kann ein Öko-Zuschlag in 
Höhe von 15% für Aufwendungen für 
thermisch-energetische Sanierungen (§ 18 
Abs. 1 Z 10 lit. a) oder für den Ersatz eines 
fossilen Heizungssystems durch ein 

 452. Bei Gebäuden, soweit diese zu Wohnzwecken 
überlassen werden, kann ein Öko-Zuschlag in 
Höhe von 15% für Aufwendungen für 
thermisch-energetische Sanierungen (§ 18 
Abs. 1 Z 10 lit. a) oder für den Ersatz eines 
fossilen Heizungssystems durch ein 
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https://www.parlament.gv.at/gegenstand/XXVII/A/3815
https://www.parlament.gv.at/gegenstand/XXVII/A/3824
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klimafreundliches Heizungssystem (§ 18 Abs. 1 
Z 10 lit. b) als Betriebsausgabe bzw. als 
Werbungskosten berücksichtigt werden. Dabei 
gilt: 

klimafreundliches Heizungssystem (§ 18 
Abs. 1 Z 10 lit. b) als Betriebsausgabe bzw. 
als Werbungskosten berücksichtigt werden. 
Dabei gilt: 

  a) Bei betrieblichen Einkünften steht der 
Öko-Zuschlag erstmalig in jenem 
Wirtschaftsjahr, das nach dem 
31. Dezember 2023 beginnt, und letztmalig 
im darauffolgenden Wirtschaftsjahr zu. Er 
steht nicht für Wirtschaftsgüter zu, für die ein 
Investitionsfreibetrag in Anspruch genommen 
wird. 

 a) Bei betrieblichen Einkünften steht der 
Öko-Zuschlag erstmalig in jenem 
Wirtschaftsjahr, das nach dem 
31. Dezember 2023 beginnt, und letztmalig 
im darauffolgenden Wirtschaftsjahr zu. Er 
steht nicht für Wirtschaftsgüter zu, für die 
ein Investitionsfreibetrag in Anspruch 
genommen wird. 

  b) Bei Einkünften nach § 28 steht der 
Öko-Zuschlag für Aufwendungen zu, die in 
den Kalenderjahren 2024 und 2025 anfallen. 
Werden die dem Öko-Zuschlag 
zugrundeliegenden Aufwendungen verteilt 
berücksichtigt, kann der Öko-Zuschlag 
entweder zur Gänze sofort oder entsprechend 
der Verteilung berücksichtigt werden.“ 

 b) Bei Einkünften nach § 28 steht der 
Öko-Zuschlag für Aufwendungen zu, die 
in den Kalenderjahren 2024 und 2025 
anfallen. Werden die dem Öko-Zuschlag 
zugrundeliegenden Aufwendungen verteilt 
berücksichtigt, kann der Öko-Zuschlag 
entweder zur Gänze sofort oder 
entsprechend der Verteilung 
berücksichtigt werden. 
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